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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
IWF Internationaler Währungsfonds
IV Invalidenversicherung
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
FIPOI Immobilienstiftung für internationale Organisationen
ITU Internationale Fernmeldeunion

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
FMI Fonds monétaire International
AI Assurance-invalidité
CICR Comité international de la Croix-Rouge
FIPOI Fondation des immeubles pour les organisations internationales
UIT Union internationale des télécommunications
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im April 2020 publizierte der Bundesrat die Botschaft über die Finanzhilfen an die
Internationale Fernmeldeunion in Genf. Das zinslose Darlehen über CHF 95.6 Mio.
muss von der FIPOI innerhalb von 50 Jahren zurückgezahlt werden und dient der
Finanzierung des Abbruchs und des Neubaus des Sitzgebäudes der ITU. Der Bund
beteiligt sich insgesamt mit  CHF 107.6 Mio. an den Gesamtkosten von rund CHF 150
Mio., wobei die Räte im Rahmen des Nachtrags II zum Voranschlag 2016 bereits eine
erste Darlehenstranche von CHF 12 Mio. bewilligt hatten. Die restlichen CHF 42.4 Mio.
werden vom Kanton Genf bereitgestellt. Die genannten CHF 95.6 Mio. würden von 2021
bis 2027 vom Bund gestaffelt ausgezahlt werden. Der Bundesrat argumentierte, dass
das internationale Genf das Bild der Schweiz weltweit präge und als Sitz internationaler
Organisationen der Fortführung der Schweizer Politik der guten Dienste diene. Dieser
Status werde durch andere Städte und Gaststaaten konkurriert, weshalb die Schweiz
ihre Standortattraktivität und Wettbewerbsfähigkeit unter anderem mit der
umfangreichen Renovierung des Immobilienparks der Organisationen stärken müsse.
Bereits in den Botschaften zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2016-2019
und 2020-2023 hatte der Bundesrat darauf hingewiesen, dass die Unterstützung der
internationalen Organisationen bei ihren Immobilienprojekten unerlässlich sei. 
Im Vorfeld der Beratung im Nationalrat in der Herbstsession 2020 befassten sich die
FK-NR und die APK-NR mit der Vorlage. Eine Subkommission der FK-NR befand das
Bauvorhaben nach einem Abklärungsbesuch vor Ort für notwendig und empfahl der
APK-NR und dem Nationalrat darauf einzutreten. Die APK-NR schloss sich in der Folge
diesem Votum an. Claudia Friedl (sp, SG) sprach sich im Nationalrat im Namen der APK-
NR für die Zustimmung zum Geschäft aus. Das internationale Genf bringe nicht nur eine
hohe Wertschöpfung für die Region mit sich, der Multilateralismus sei zudem ein
wichtiges Element der Schweizer Aussenpolitik. Da in Genf, im Gegensatz zu vielen
konkurrierenden Städten, die internationalen Organisationen selber die
Eigentümerinnen der Immobilien seien, brauche es diese Unterstützung mit Darlehen
zur Sicherung der Konkurrenzfähigkeit. Auch die Finanzkommission empfahl die
Zustimmung und deren Sprecherin Christine Badertscher (gp, BE) hob hervor, dass die
internationalen Organisationen zuverlässige Kreditnehmer seien und bis anhin jeder
Darlehensvertrag eingehalten worden sei. Bundesrat Cassis argumentierte
abschliessend, dass die Gebäude der Organisationen auch eine Visitenkarte für die
Schweiz seien und die Schweizer Wirtschaft oftmals von den entsprechenden Aufträgen
profitiere. Der Rat bewilligte das Darlehen mit 152 zu 7 Stimmen (bei 1 Enthaltungen)
überdeutlich und setzte ein klares Zeichen für das internationale Genf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2020
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 befasste sich der Nationalrat mit der Änderung des
Gaststaatgesetzes, die der besonderen Situation des IKRK im Bereich der AHV und IV
Rechnung tragen sollte. Kommissionssprecherin Crottaz (sp, VD) erklärte, dass das IKRK
heutzutage viel mehr ausländische Mitarbeitende in der Schweiz beschäftige, die
zwischen dem Hauptsitz in Genf und Feldeinsätzen hin und her verschoben würden.
Daher sei das im Sitzabkommen von 1993 vorgesehene Sozialversicherungssystem nicht
mehr adäquat. Ihre Kommissionskollegin Badertscher (gp, BE) führte aus, dass
insbesondere das Personal mit ausländischer Staatsangehörigkeit von einem Problem
betroffen sei, da sie in Genf dem Schweizer Sozialversicherungssystem unterliegen
würden, bei Auslandeinsätzen aber dem internen System der IKRK. Fortan sollen die
Mitarbeitenden während des gesamten Anstellungsverhältnisses dem gleichen System
angehören: Schweizer Mitarbeitende blieben am Schweizer Sozialversicherungssystem
angeschlossen, ausländische Mitarbeiter an jenem der IKRK. Der Nationalrat nahm den
Entwurf einstimmig an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

Auch im Nationalrat war die Garantieverpflichtung für ein Darlehen an den neu
geschaffenen Treuhandfonds des IWF für Resilienz und Nachhaltigkeit unbestritten.
Die Vorlage wurde in der Wintersession 2023 seitens APK-NR von Nicolas Walder (gp,
GE) und Christine Badertscher (gp, BE) sowie von Finanzministerin Karin Keller-Sutter
vorgestellt. Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. In der
Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer den Entwurf mit 177 zu 5 Stimmen bei 1
Enthaltung an. Die wenigen Ablehnungen sowie die Enthaltung stammten von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Mitgliedern der SVP-Fraktion. 3

1) AB NR, 2020, S. 1718ff.; BBl, 2020, S. 4269ff.; Medienmitteilung APK-NR vom 25.8.20; Medienmitteilung FK-NR vom 2.7.20
2) AB NR, 2022, S. 325 ff.; Medienmitteilung APK-NR vom 11.1.22
3) AB NR, 2023, S. 2315 ff.
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